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HISTORIE FRAUEN*STREIK

Streik der 700 in Österreich 1893
Women‘s Strike for Equality 1970
Isländischer Frauenstreik 1975
Schweizer Frauenstreik 1991 
Frauenstreik Deutschland 1994
Neue feministische Streikbewegung
− Polen, Oktober 2016 - „Ni una menos“ – Oktober 2016, Argentinien – März 2018: „Wenn Frauen streiken, dann steht die 

Welt still“ 5,3 Millionen ins Spanien – Schweiz Juni 2019 mehr als 500.000
− #NosotrasParamos - #WeStrike – #VivasNos Queremos - #NiUnaMenos - #TimesUp - #Femisnism4the99
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Österreich 1893
STREIK DER 700

► Der sogenannte „Streik der 700“ war der erste organisierte 
Frauenstreik Österreichs. 

► In Folge beginnender Organisation von Frauen in einer Wiener 
Appreturfabrik, angeführt von Amalie Seidel und Adelheid Popp, 
traten während der Ereignisse schließlich insgesamt 700 
Arbeiterinnen aus drei Appreturfabriken in den Streik. 

► Ihre Forderungen waren der arbeitsfreie 1. Mai, die Reduzierung 
der täglichen Arbeitszeit von 13 auf 10 Stunden und eine 
bessere Bezahlung, sowie die Wiedereinstellung von Amalie 
Seidel nach deren Kündigung. Die Forderungen wurden nach 
drei Wochen Streik durchgesetzt

Amalie Seidel (1876-1952)

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die spätere Gemeinderätin (1919-1923) und Nationalratsabgeordnete (1919-1934) Amalie Seidel (geb. Ryba/1876-1952) wurde wegen einer Rede in der Appreturfabrik* entlassen. Ihre Kolleginnen wollten dies nicht hinnehmen und traten am 3. Mai 1893 in Streik. Sie forderten neben der Wiedereinstellung Rybas auch höheren Lohn, Arbeitszeitverringerung von 13 auf zehn Stunden täglich und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen.

Frauen aus benachbarten Fabriken schlossen sich dem Streik an, sodass rund 600 Frauen streikten. Schließlich wurden die Forderungen der Streikenden am 16. Mai 1893 sogar übererfüllt: neben der Arbeitszeitreduzierung, wurde auch die Bezahlung der Feiertagsarbeit und die der Überstunden erreicht. Ryba verzichtete auf ihre Wiedereinstellung.

* Appretur (von frz. apprêt „Ausrüstung, Zurichtung“) bezeichnet die veredelnde Behandlung von Stoffen und Textilien, aber auch Garnen und Fasern sowie Papier und Leder, um ihnen ein besonderes Aussehen und/oder bestimmte Eigenschaften zu geben. Dazu gehören besondere Oberflächenstrukturen, Steifheit, Weichheit, Glanz, Dichte, Glätte, Geschmeidigkeit, aber auch wasserabweisende, antistatische, flammhemmende oder antimikrobielle Ausrüstungen. 
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USA 1970
WOMAN‘S STRIKE FOR EQUALITY

► Am 26. August 1970 beteiligten sich etwa 50.000
Frauen in den USA am Women's Strike for Equality. 

► Wichtige Ziele waren das Recht auf Abtreibung, 
Chancengleichheit in der Arbeit und kostenlose 
Kinderbetreuung. 

► Der Streiktag fand in New York und anderen 
Landesteilen statt und wurde von der feministischen 
National Organization for Women (NOW) unterstützt.

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die National Organization for Women (NOW; deutsch Nationale Organisation für Frauen) ist die größte US-amerikanische feministische Organisation. 
Nach eigenen Angaben hat NOW heute 550.000 zahlende Mitglieder in allen US-Bundesstaaten. Von Anfang an war die Mitgliedschaft auch für Männer offen. 
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„Frauenruhetag“ legt Island lahm
ISLÄNDISCHER FRAUENRUHETAG

► Sie weigerten sich zu arbeiten, zu kochen, die Kinder 
zu hüten: Am 24. Oktober 1975 legten 90 Prozent der 
weiblichen Bevölkerung Islands für einen Tag die 
Arbeit nieder.

► Ein Jahr nach dem Streik verabschiedete das 
Parlament ein Gesetz zur Gleichstellung.

Rund 25.000 Frauen und einige Männer beteiligen 
sich an der Demonstration in Reykjavík.

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wie fast überall auf der Welt wurden die Frauen in Island über Jahrhunderte benachteiligt. Noch Ende des 18. Jahrhunderts lebten 99 Prozent der Familien in kleinen Bauerndörfern. Weil sich die Frauen rund um die Uhr um Kinder und Vieh kümmern mussten, waren sie vom öffentlichen Leben quasi ausgeschlossen. 

Die Geschlechterverhältnisse verschoben sich erst im 19. Jahrhundert, als Island seine Fischindustrie ausbaute und die Bevölkerung in die Hafenstädte zog. Während die Männer teils wochenlang zur See fuhren, arbeiteten viele Frauen in Fischfabriken.

Dort tauschten sich die Frauen aus und gründeten Gruppen, etwa um gemeinsam für Nähmaschinen zu sparen. Bald aber erwuchs in manchen Gruppen ein feministisches Bewusstsein. Die Lehrerin Bríet Bjarnhéðinsdóttir wurde Kopf der Bewegung und vernetzte sich mit Feministinnen aus der ganzen Welt, darunter auch die deutsche Juristin Anita Augsprung.

Die Bewegung erstritt, dass Island 1915 als eines der ersten Länder das Frauenwahlrecht einführte. Frauen konnten auch für das Parlament kandidieren - doch die Chefs der großen Parteien sperrten sich dagegen, weibliche Kandidatinnen auf aussichtsreiche Listenplätze zu setzen. Aktivistinnen stellten eine Frauenliste auf, klebten Plakate an Hauswände und klopften an Türen, um Wählerinnen und Wähler von sich zu überzeugen. Bei der Wahl 1922 holte die Liste ein Fünftel der Stimmen, Ingibjörg Bjarnason zog als erste Frau ins Parlament ein. 

Und doch stießen Vorkämpferinnen wie Bjarnhéðinsdóttir und Bjarnason in Island nur ein zartes Umdenken an, gleichgestellt waren die Frauen noch lange nicht. 1975 lag die Frauenquote im Parlament bei nur fünf Prozent - selbst in Deutschland war der Anteil etwas höher, in Schweden sogar vier Mal so hoch. 

Isländische Frauen wurden zudem deutlich schlechter bezahlt als Männer, die denselben Beruf ausübten - im Einzelhandel etwa verdienten sie 25 Prozent weniger. Neben dem Beruf mussten sie sich weiter um Hausarbeit und Kindererziehung kümmern. Gegen diese Benachteiligung kämpften in den Siebzigerjahren die "Roten Socken", der isländische Ableger einer revolutionär-feministischen Gruppe, die in New York gegründet worden war.

Die Rotstrümpfe waren es auch, die schon 1970 einen Streik forderten. Für einen wirksamen Aufstand aber brauchten sie die Unterstützung der gemäßigteren Frauenverbände. Die blockten zunächst ab - das Wort "Streik" klang ihnen zu sehr nach Klassenkampf und Kommunismus. Zudem wäre ein Streik illegal gewesen.

90 Prozent beim "Frauenruhetag„: Der Durchbruch gelang Streikbefürworterinnen auf einem Kongress der Frauenverbände im Sommer 1975. Mit dabei war damals Gerður Steinþórsdóttir, eine 31-jährige Lehrerin und zweifache Mutter, die den Rotstrümpfen nahestand. Sie hatte die Idee, Kampftag nicht als Streik zu bezeichnen, sondern "Kvennafrídagurinn", also "Frauenruhetag": ein Begriff, der für die moderateren Gruppen annehmbar war. 

Am 24. Oktober war es soweit. Bis auf Krankenschwestern und Ärztinnen traten fast alle werktätigen Frauen in den Streik: Die Quote lag laut isländischen Zeitungen bei 90 Prozent. Kitas, Schulen, Milchgeschäfte, Fischfabriken und Kinos blieben geschlossen. Die Hausfrauen gingen einfach und ließen ihre Männer mit den Kindern zurück. 
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„Wenn Frau will, steht alles still“
SCHWEIZER FRAUENSTREIK

► 1991 streikten in der Schweiz 
Hunderttausende Frauen

► Die Idee für den Streik hatten einige 
Uhrenarbeiterinnen im Vallée de Joux, die 
sich über die ungleichen Löhne empörten.

► Der Streikaufruf des Schweizerischen 
Gewerkschaftsbundes wurde von den 
meisten Frauenorganisation mitgetragen. 
Sie forderten eine Umsetzung des 
Gleichstellungsartikels, der seit 1981 in der 
Verfassung stand.

Vorführender
Präsentationsnotizen
Am Anfand der Massenbewegung von 1991 stand eine Gruppe Uhrenarbeiterinnen aus dem Vallée de Joux. Rund 1000 Frauen arbeiteten in den frühen 1990er Jahren im abgelegenen Jura-Hochtal in der Uhrenindustrie. Nach einer Gewerkschaftssitzung diskutierten einige von ihnen über die willkürlich festgelegten Löhne. Fast alle Frauen verdienten weniger als 3500 Franken im Monat; von den Männern hingegen erhielten zwei Drittel zwischen 3500 und 5000 Franken. Diese Ungleichheit bestand auch beinahe zehn Jahre nach der Verankerung des Gleichstellungsartikels in der Bundesverfassung, obwohl dieser Artikel ein direkt einklagbares Individualrecht auf gleichen Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit enthielt. Die Idee eines Streiks kam auf.

Beim landesweiten Schweizer Frauenstreik vom 14. Juni 1991 beteiligten sich Hunderttausende von Frauen an Streik- und Protestaktionen. Anlass war das zehnjährige Bestehen des Verfassungsartikels „Gleiche Rechte für Mann und Frau“ 

Sie forderten die Umsetzung des Gleichstellungsartikels, der seit zehn Jahren in der Schweizer Bundesverfassung stand, ohne dass er gesetzlich verankert worden wäre. 

Sie forderten Lohngleichheit und bessere Ausbildungschancen für Frauen, ein Ende der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz, effektive Gleichstellung in der sozialen Sicherheit, mehr Krippenplätze, Blockzeiten in den Schulen und die Aufteilung der Hausarbeit zwischen Mann und Frau. Sie protestierten gegen sexuelle Gewalt, sexistische Werbung, Pornografie, Vergewaltigung und Gewalt in der Ehe.

Es war Streik: Frauenstreik! Wenn Frau will, steht alles still, lautete das Motto. Es gab Demonstrationen und Protestaktionen, Sit-ins und Informationsstände. Flugblätter wurden verteilt, Transparente durch die Strassen getragen, Forderungen gestellt. In einzelnen Betrieben wurde auch gestreikt, genauer: Es gab befristete Arbeitsniederlegungen, und an vielen Orten, wo dies nicht möglich war, provokative oder spielerische Aktionen. Gewerkschafterinnen verteilten den zum Stehen gezwungenen Verkäuferinnen Klappstühle. Männer kochten für die streikenden Frauen, einige bügelten an den Versammlungsorten in den Stadtzentren demonstrativ ihre eigenen Hemden.

Erkennungs- und Solidaritätsbekundungszeichen waren Ansteckknöpfe und Luftballons mit dem Text «Landesweiter Frauenstreik, 14. Juni 1991», begleitet vom mysteriös anmutenden Augenpaar einer geschminkten Frau und den Farben Lila und Pink in allen Schattierungen. 
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Nicht arbeiten, nicht einkaufen, nicht höflich lächeln
FRAUENSTREIK DEUTSCHLAND 1994

► 1994 streikten am 8. März rund eine Millionen Frauen in Deutschland
► Die Idee eines Frauenstreiktags war eine Reaktion darauf, dass die „deutsche Wiedervereinigung“ zu einem 

frauenpolitischen Rollback in den ostdeutschen, zunehmend aber auch in den alten Bundesländern geführt 
hatte.

Vorführender
Präsentationsnotizen
1994 - Nie davon gehört 

Frauenstreiktag 1994. Erzählt man Jüngeren davon, glauben sie es kaum. Nie davon gehört! Und auch viele Aktive, die das Ereignis mittrugen, haben mittlerweile vergessen, dass am 8. März vor 20 Jahren viele Männer zum Küchen- und Kinderdienst verdonnert wurden, und mancher Arbeitsplatz verwaist blieb. Fast eine Million Frauen nahmen den Internationalen Frauentag zum Anlass, Luft abzulassen. 

Am besten bunt
Das war die Krux – viele konnten sich unter diesem Dach zusammenfinden, aber es fehlte der politische Kristallisationspunkt. Und ist Frau-Sein ein Programm? Außerdem gab es von Anfang an auch Kontroversen um die Kampfform. Der Streik als altes Kampfmittel der Arbeiterbewegung war in der autonomen Frauenbewegung umstritten. Wen wollte man eigentlich bestreiken? Die Unternehmen? Wo in den Krisengebieten des Ostens teilweise gehungert wurde, um den Arbeitsplatz zu retten? Die Männer? Oder mit einem Haushaltsstreik gar die Kinder?
Richtig schwer taten sich die Gewerkschaften. Zwar unterstützten viele der damals noch existierenden Einzelgewerkschaften die Forderungen im Grundsatz. Nur: Was geplant war, roch nach politischem Streik. Da ging man doch lieber in Deckung – auch wenn bei anderen Gelegenheiten, bei denen es eher um Männerinteressen ging, die politische Streikdemonstration durchaus als ultima ratio galt. Doch in diesem Fall verschanzten sich die Gewerkschaften lieber hinter einem harmloseren „FrauenProtestTag“. Berührungsängste hatte auch die etablierte Frauenlobby, vom Deutschen Frauenrat über die Parteien bis zu den Kirchen. Am Ende stellte sich aber heraus, dass die Aktionen immer dort besonders erfolgreich waren, wo auf lokaler Ebene kunterbunte Bündnisse geschmiedet werden konnten. Den oft unsichtbaren kommunalen Frauenbeauftragten kam dabei eine wichtige Koordinationsfunktion zu.

Angela Merkel als Streikbrecherin
Die Idee hatte freilich nicht nur Unterstützerinnen. Angela Merkel (CDU): damals Bundesministerin für Frauen und Jugend:
„Als Frauenministerin setze ich mich täglich für die Belange der Frauen ein. Das ist auch nötig, weil wir von tatsächlicher Gleichberechtigung noch weit entfernt sind. Der FrauenStreikTag ist ein spektakuläres Ereignis, das uns aber als Einzelaktion außer Aufsehen kaum mehr bringt. Ich werde jedenfalls nicht streiken, sondern die geplante Kabinettsitzung besuchen.“ (Zitiert nach: Unabhängiger Frauenverband Berlin/Streikkomitee Köln/Bonn/FrauenAnstiftung Hamburg (Hg.): FrauenStreikTag 8. März 94, Berlin 1995, S. 75.)
Vom Fenster aus konnte sie dann die vielfältigen Aktionen beobachten, an denen sich auch Frauen beteiligten, die zuvor noch nie für ein politisches Anliegen auf die Straße gegangen waren.

Es bleibt bei Symbolpolitik
Am Ende war es dann doch „nur“ ein symbolischer Streik. Es gab republikweit zwar Frauenbetriebsversammlungen und einzelne Warnstreiks, aber vom großen Ausstand konnte keine Rede sein. 

Forderungen sind nach wie vor aktuell
Das Frappierende ist, dass die damaligen Forderungen heute noch aktuell sind. Nach 20 Jahren noch immer keine wirkliche 50-Prozent-Quote bei den gut bezahlten Jobs, noch immer klafft die Einkommensschere zwischen Männern und Frauen, und gläserne Decken behindern deren Aufstieg. Auch wenn sich die Lage verbessert hat, fehlt es nach wie vor an Kitaplätzen. Anmache und Stalking haben zu einem republikweiten Aufschrei jüngerer Frauen geführt. Inzwischen ist nämlich eine neue Frauengeneration herangewachsen, die sich wehrt und es selbstverständlich findet, dass eine Frau Aufsichtsratsvorsitzende wird und Männer nicht nur an einem Streiktag den Haushalt versorgen.
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NEUE FEMINISTISCHE 
STREIKBEWEGUNGEN
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NEUE FEMINISTISCHE 
STREIKBEWEGUNG 

► Polen, Oktober 2016  
► „Ni una menos“ – Oktober 2016, Argentinien  
► März 2018: „Wenn Frauen streiken, dann steht die Welt still“ 5,3 

Millionen ins Spanien  
► Schweiz Juni 2019 mehr als 500.000
► #NosotrasParamos - #WeStrike – #VivasNos Queremos -

#NiUnaMenos - #TimesUp - #Femisnism4the99
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„Czarny Protest“ – Schwarzer Protest 
FRAUENSTREIK IN POLEN 2016

► Protest am 3. Oktober 2016 gegen eine Verschärfung der 
Gesetze zur Abtreibung (Das umstrittene Gesetzesprojekt 
sollte Abtreibung in Polen grundsätzlich verbieten und unter 
Haftstrafe stellen. Ärzte sollten die Schwangerschaft auch 
dann nicht abbrechen dürfen, wenn sie auf eine 
Vergewaltigung folgte oder die Gesundheit der werdenden 
Mutter gefährdete.

► Großdemonstrationen mit zehntausenden Teilnehmenden, 
viele in schwarzer Kleidung

► Ergebnis: Am 6. Oktober wurde die geplante 
Gesetzesänderung mit großer Mehrheit abgelehnt.  

Vorführender
Präsentationsnotizen
Am 23. September 2016 genehmigte der Sejm (Kammer des polnischen Parlaments; allgemeiner polnisch für einen Reichs- oder Landtag) in erster Lesung einen von der Volksinitiative „Stop Aborcji“ (dt.: „Stoppt Abtreibungen“) formulierten Gesetzesentwurf, der alle Abtreibungen unter Strafe stellte. 

Der Entwurf sah bis zu fünf Jahre Haft für schwangere Frauen vor, die abtreiben lassen. 

Als einzige Ausnahme sollte ein Schwangerschaftsabbruch gestattet werden, wenn die werdende Mutter sich nachweislich in Lebensgefahr befinden würde, falls sie das Kind austrug. Das Vorhaben wurde zunächst von der zu dem Zeitpunkt regierenden Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) unterstützt. 

Das Abtreibungsgesetz in Polen ist strenger als in allen anderen europäischen Ländern: Legal ist eine Abtreibung nur dann, wenn die Gesundheit oder das Leben der Frau gefährdet ist, wenn die Schwangerschaft das Ergebnis einer Straftat ist oder wenn eine schwere Behinderung des Fötus diagnostiziert wurde. Polnische Frauenrechtsorganisationen gehen von rund 200.000 illegalen Abtreibungen pro Jahr aus, die oft sehr gefährlich für die betroffenen Frauen

In sozialen Netzwerken im Internet formierte sich ebenfalls der Protest: Unter den Hashtags #CzarnyProtest und #BlackMonday („Schwarzer Montag“) wurden Tausende Tweets (öffentlich sichtbare Statements bei Twitter) und Facebookpostings gegen das Gesetz verbreitet. 200.000 Bürgerinnen unterzeichneten eine Online-Petition, die das polnische Komitee „Rettet die Frauen“ (polnisch: „Ratujmy Kobiety“) initiiert hatte. Darin wurde gefordert, Schwangerschaftsabbrüche bis zur zwölften Woche zu legalisieren und die Sexualerziehung, den Zugang zu Verhütungsmitteln und zu Notverhütung (umgangssprachlich: „Pille danach“) zu verbessern. Außerdem wurde gefordert, dass die Möglichkeiten eingeschränkt würden, dass Ärzte sich auf eine sogenannte „Gewissensklausel“ berufen können, die es ihnen zum Beispiel erlaubt, Rezepte für Verhütungsmittel zu verweigern. Die Rechte schwangerer Minderjähriger sollten gestärkt werden, um ihnen bei einer unerwünschten Schwangerschaft die Entscheidungsfreiheit zu geben.

Am 6. Oktober 2016 lehnte der Sejm mit großer Mehrheit eine Verschärfung des Abtreibungsgesetzes ab. 352 Abgeordnete stimmten in zweiter Lesung gegen das fast totale Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen, 58 dafür. 18 Parlamentarier enthielten sich. In der Abstimmung stellten sich auch viele PiS-Abgeordnete gegen die Gesetzesänderung. Die Partei hielt zu dem Zeitpunkt die absolute Mehrheit im Parlament. Zuvor hatte Bildungs- und Wissenschaftsminister Jarosław Gowin gesagt, dass die Regierung ihre Position überdenken werde. Dazu hätten die Proteste von Zehntausenden geführt.
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„Ni una menos“ – Nicht eine (Frau) weniger
FRAUENSTREIK IN ARGENTINIEN

► Argentiniens Frauen kämpfen gegen 
Machismus und Gewalt – alle 31 
Stunden wird in Argentinien eine 
Frau von ihren Lebensgefährten 
oder Partnern umgebracht.

► Massendemonstrationen gegen 
Frauenmode seit 2016

Vorführender
Präsentationsnotizen
Gewalt gegen Frauen gehört in Lateinamerika zum Alltag – doch lange galt es als Tabu, als "Verbrechen aus Leidenschaft", "Privatsache". Bis, nach einer Serie besonders brutaler Morde, eine Gruppe Journalistinnen und soziale Aktivistinnen 2015 erstmals zum Protest aufriefen – mit dem Hashtag #NiUnaMenos ("Keine einzige (Frau) weniger"). 

Im Mai 2016 war die Tötung einer schwangeren 14-Jährigen durch ihren Freund Auslöser für Massenproteste: Hunderttausende gingen auf die Straße. In Argentinien, dann in Nachbarländern, schließlich in der ganzen Region. Inzwischen gibt es in Argentinien Gesetze, die Frauen besser schützen sollen – doch gegen die Realität sind solche Paragraphen oft machtlos. Die Gewalt hält weiter an. Nur ganz allmählich setzt in der Gesellschaft ein Bewusstseinswandel ein.

Der Protest springt über die Nationalgrenzen
Für Gesellschaften mit anderen Werten demonstrieren Menschen heute auch in Peru, Chile und Uruguay. Die argentinische Protestbewegung „Nicht eine Frau weniger“ hat andere Länder Südamerikas erfasst, in denen Macho-Gewalt ebenfalls traditionell stark ausgeprägt ist. Und auch dort werden Morde von Männern an Frauen heute Femizide genannt.

Femizid – Ein Wort setzt sich im Alltag durch
Der Begriff Femizid stammt aus den Sozialwissenschaften, doch in Argentinien gehört er heute zur Alltagssprache. 
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Wenn wir Frauen streiken, steht die Welt still
FRAUENSTREIK IN SPANIEN 2018

► Generalstreik der Frauen für die Gleichberechtigung von Frauen 
am 8. März 2018

► Mindestens 5 Millionen Menschen haben sich beteiligt

Vorführender
Präsentationsnotizen
Es gibt viele Gründe für diesen Erfolg. Die #MeToo Kampagne von Schauspielerinnen und prominenten Frauen gegen sexuelle Belästigung durch Männer in Machtpositionen hat gerade in Spanien, wo der Machismo allgegenwärtig ist, hohe Wellen geschlagen. Allerdings hätte dies allein wohl kaum zu einer solchen Explosion des Protests von Frauen aller Altersklassen geführt, wie sie sich am 8. März in 120 Städten und Gemeinden auf der iberischen Halbinsel ereignete.

Das vielleicht wichtigste Element in diesem Erfolg ist die Tatsache, dass in Spanien ein feministischer Generalstreik ausgerufen, tatsächlich auch ernsthaft als solcher vorbereitet und schließlich durchgeführt wurde. Es sollte eine 24-stündige „Niederlegung der Werkzeuge“ werden, um auf die doppelte Belastung von Frauen durch Lohnarbeit (mit ungleicher Behandlung bzw. Entlohnung von Frauen und Männern) sowie durch häusliche Arbeit (ohne jegliche Entlohnung) aufmerksam zu machen. Der Protest war zugleich als Konsumstreik und als Tag, an dem Frauen alle Sorgearbeit ruhen lassen, geplant. 

Gegen Austerität und Machismo
Ursprünglich wurde die Kampagne für einen 24-stündigen feministischen Generalstreik vor allem von den kleineren und radikaleren ‚Minderheits‘-Gewerkschaftsverbänden getragen – darunter die anarchosyndikalistische Confederación del Trabajo (CGT), die Confederaciòn Nacional del Trabajo (CNT) und die Basiskomitees (Co.Bas). Doch die Idee fand schnell Anklang in vielen Betrieben und Arbeitsplätzen, wo Frauen die Mehrheit stellen.
Im Gesundheits- und Bildungssektor sprachen sich auch die Gewerkschaften mit dem höchsten Organisationsgrad recht prompt für die Arbeitsniederlegung aus, beispielsweise die Mehrheitsgewerkschaft der Lehrer*innen in Katalonien, USTEC-STEs. In diesen Bereichen sind es gerade weibliche Beschäftigte, die die durch die Kürzungspolitik der letzten Jahre entstandenen Versorgungslücken durch ihre meist unbezahlte Mehrarbeit aufrechterhalten. Sie erkannten im Streik eine Gelegenheit, ihrem Ärger Ausdruck zu verleihen.
Sie wurden bald von Journalistinnen, Forscherinnen, Wissenschaftlerinnen, Schriftstellerinnen, Studierenden und Rechtsanwältinnen unterstützt – in all diesen Berufen und Bereichen wurden Frauen während der Wirtschaftskrise schlechter gestellt, schlechter bezahlt und/oder in informelle Beschäftigung gezwungen. Weibliche Beschäftigte im Privatsektor – und hier vor allem in den schlechtbezahltesten und informellen Bereichen – ergriffen ebenfalls dankbar die Gelegenheit zum Protest. Ein herausragendes Beispiel waren die Hotelreinigungskräfte, eine Branche, in der vor allem Migrantinnen begonnen haben, sich in der Organisation Las Kellys selbst zu organisieren.

Frauen, die in Rente gegangen sind – und im Schnitt nur 760 € im Vergleich zu den 1.200 € für Männer erhalten – protestierten gemeinsam mit Studentinnen, die wissen, dass ihnen nach dem Abschluss die Arbeitslosigkeit droht. Diese Gruppen taten über Studierendenverbände und Rentnerorganisationen ihre Unterstützung kund.
Ein weiterer Grund für den Zuspruch zu den Protesten ist Spaniens dunkle Geschichte von Morden an Frauen durch Partner oder Ex-Partner – seit dem Beginn der Statistik im Jahr 2003 wurden 924 Einzeltaten gezählt. Die Rathäuser und Plätze des Landes sind längst zum Schauplatz regelmäßiger und öffentlicher Zeremonien gegen tödliche häuslicher Gewalt geworden: Gleichzeitig haben Frauen angesichts der hohen Zahl an Belästigungsvorfällen immer mehr Angst davor, nachts auf die Straße zu gehen.
All diese Faktoren kamen zusammen, um den „feministischen Tsunami“ des Frauentag 2018 zu erzeugen, den Spanien erlebte – eine außergewöhnliche, nicht von etablierten Gewerkschaften oder Parteien, sondern von der Frauenbewegung selbst organisierte Mobilisierung!
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Wenn wir Frauen streiken, steht die Welt still
FRAUENSTREIK SCHWEIZ 2019

► 28 Jahre nach dem ersten Frauenstreik 1991 gingen am 14. Juni 2019 gemäß Schätzungen eine 
halbe Million Frauen auf die Straßen. 

► Sie kämpfen für gerechte Löhne, besser Bedingungen für Familien und ein Ende sexistische 
Gewalt
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Frauenstreik 2019 – Einfach machen
FRAUENSTREIK DEUTSCHLAND 2019

► 2019 vielfältige Aktionen in 37 Städten
► Wir wollen, dass Frauen* ihre Wut, ihre Forderungen 

selbstbewusst aussprechen. Gemeinsam, wütend, laut.
► Wir wollen,  dass Frauen* zusammenhalten und füreinander 

einstehen.
► Wir wollen die Bilder in den Köpfen verändern. Darüber, wie 

Frau* zu sein und was sie zu machen hat.
► Wir wollen mehr als ein Stück vom Kuchen, wir wollen selbst 

bestimmen. 

Vorführender
Präsentationsnotizen
In Berlin gingen trotz Wind und Regen 25.000 Menschen in zwei Demonstrationszügen auf die Straße, in Hamburg 10.000, in Leipzig 4.000, in Frankfurt 3.500, in Köln 3.000, in München 2.500, sowie 2.000 in Freiburg und Kiel. Für jede einzelne der Städte sind dies große Zugewinne im Vergleich zum vergangenen Jahr, teils um das Doppelte oder Dreifache. Rund 70.000 dürfen es bundesweit auf den Demonstrationen gewesen sein. Und dennoch: so beachtlich diese Zahlen sind, sie sind eben nur ein Teil der Geschichte. Denn das erste Mal seit 1994 wurde in Deutschland auch dem Aufruf zu einem feministischen Streik gefolgt. Dieser beschränkte sich ganz explizit nicht nur auf die Lohnarbeit, sondern schloss ebenso die unbezahlte Sorge-, Erziehungs- und Haushaltsarbeit mit ein.

Die Frauen*bewegung, verbunden mit dem ihr eigenen Instrument des feministischen Streiks, könnte in der Lage sein, die verschiedenen Bewegungen, die dieser Entwicklung entgegenstehen, zu verbinden. Auch deshalb, weil sie nicht nur auf Deutschland beschränkt ist. Auch in Argentinien und Indien, in den Vereinigten Staaten und Spanien gingen Millionen von Frauen auf die Straßen. Die Wirkmächtigkeit der weltweiten Proteste am vergangenen 8. März sind noch nicht abzusehen. Viele haben das erste Mal davon gehört und stoßen gerade erst dazu. Es benötigt weitere Analysen und Erfahrungen, sowie gemeinsame Visionen. Vielerorts stehen Abwehrkämpfe zwangsläufig noch im Vordergrund. Klar ist, dass eine Bewegung begonnen hat, sich auf dem Weg zu machen, auf lange Sicht das ganze System, das auf der Ausbeutung, Unterdrückung und Entrechtung von Frauen und Queers beruht, zum Einsturz zu bringen. Der 8. März 2019 war erst der Anfang



Frauen*Streik | Name des Verfassers | Datum einfügen I 16
IG Metall

Gliederung einfügen

FRAUEN*STREIK
KÖNNEN SICH GEWERKSCHAFTEN 
BETEILIGEN?
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INTERNATIONALER FRAUENTAG

► In allen Gewerkschaften, in vielen Städten, Betrieben und Verwaltungen finden traditionell 
unterschiedlichste Veranstaltungen statt. 

► Gewerkschafter*innen nutzen – neben ihrer täglichen Arbeit für die Gleichstellung in 
Betrieb/Verwaltung und Leben – den Internationalen Frauentag, um unseren Anliegen 
Aufmerksamkeit zu verschaffen.

► In allen Bereichen sind die Aktivitäten mit sehr viel Herzblut und Engagement vorbereitet und 
durchgeführt. Viele Organisationsformen haben sich bewährt und sind somit auch ein bisschen lieb 
gewordene Tradition. 

► Allerdings erreichen wir eher ein „politisch korrekte“ Aufmerksamkeit. Von einem Ruck der durch 
die Gesellschaft zieht und Gender-Themen mit mehr Nachdruck versieht, sind wir weit entfernt. 
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EXKURS – STREIKRECHT 
DEUTSCHLAND
Streik? 
► Arbeitskämpfe dürfen nur von den Tarifparteien, also Arbeitgeber und ihren Verbänden auf der 

einen und den Gewerkschaften auf der anderen Seite geführt werden.
► Von wenigen Ausnahmen abgesehen ist das deutsche Arbeitskampfrecht im Wesentlichen 

Richterrecht, das heißt, es wird aus Gerichtsurteilen über die Zulässigkeit von 
Arbeitskampfmaßnahmen herausgelesen. Diese stützen sich auf den Grundsatz der Zulässigkeit 
des Arbeitskampfes, der auf der durch die Koalitionsfreiheit in Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz (GG) 
garantierten Betätigungsgarantie der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände beruht.

► Davon abweichende sogenannte „politische Streiks“ gelten in Deutschland als verboten.  
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Ein bisschen verboten: Politischer Streik

► Die Unterscheidung in gewöhnliche und politische Streiks legt bereits nahe, dass es sich beim politischen Streik 
um eine Sonderform des Streiks handele. Diese Sonderbehandlung des politischen Streiks ist bereits das 
Ergebnis einer Politik, die zulässige und legitime Streiks von illegitimen unterscheiden will.

► Seit den Streiks in den Zeitungsbetrieben 1952 – gilt der politische Streik in Deutschland als verboten. Wie 
weitgehend dieses Verbot ist, bleibt allerdings umstritten: Im Grundgesetz ist das Streikrecht keineswegs 
eingeschränkt.

► Dass der Urteilsspruch von 1952 durch das Freiburger Landesarbeitsgericht als generelles Verbot politischer 
Streiks interpretiert wird, ist zunächst ein Kompromiss der Gewerkschaften mit der politischen Ordnung. 

EXKURS – STREIKRECHT 
DEUTSCHLAND

Vorführender
Präsentationsnotizen
Generalstreik für das allgemeine Wahlrecht
Als die klassische Erscheinungsform des politischen Streiks gilt der Generalstreik in Belgien im Jahr 1883 bei dem 250.000 Arbeiter die Einführung des allgemeinen Wahlrechts forderten. Es folgten in den kommenden Jahren in Europa zahlreiche Streiks für das Wahlrecht (Schweden 1902, Belgien 1902) oder gegen staatliche Repression (Niederlande 1903, Italien 1904). Diese Streikwelle löste in der deutschen Arbeiterbewegung eine lebhafte Diskussion darüber aus, wann Generalstreiks oder politische Streiks eingesetzt werden sollten. ��In Deutschland fanden die großen politischen Streiks erst während und nach dem Ersten Weltkrieg statt. Die zahlreichen Streiks in der Metallindustrie im Januar 1918 waren gegen den Krieg gerichtet und bildeten einen wichtigen Auftakt für die Novemberrevolution, an deren Ende die Weimarer Republik ausgerufen wurde. Als diese bereits zwei Jahre später durch den faschistischen Kappputsch gestürzt werden sollte, bediente sich die damalige Reichsregierung sogar des Mittels des politischen Streiks: Reichskanzler Friedrich Ebert rief im März 1920 den Generalstreik aus. Der neuntägige, größte Generalstreik in der Geschichte Deutschlands richtete sich erfolgreich gegen den militärischen Umsturzversuch und mündete im Ruhrgebiet in einem einmonatigen bewaffneten Aufstand von 100.000 Arbeitern. Ende März 1920 streikten 300.000 Bergarbeiter an der Ruhr, um den Aufstand zu unterstützen. 

Erst seit den Streiks der Zeitungsbetriebe 1952, bei denen Beschäftigte für mehr Rechte im Betriebsverfassungsgesetz kämpften, gilt in Deutschland der politische Streik als verboten. Wie weitgehend dieses Verbot ist, bleibt allerdings umstritten: Im Grundgesetz ist das Streikrecht keineswegs eingeschränkt. Dass der Urteilsspruch von 1952 durch das Freiburger Landesarbeitsgericht als generelles Verbot politischer Streiks interpretiert wird, ist zunächst ein Kompromiss der Gewerkschaften mit der politischen Ordnung. Das Gericht entschied damals lediglich, dass die Zeitungsstreiks rechtswidrig seien, unterstrich aber ausdrücklich, dass sie nicht verfassungswidrig sind: "Sollte durch vorübergehende Arbeitsniederlegung für die Freilassung von Kriegsgefangenen oder gegen hohe Besatzungskosten oder gegen hohe Preise demonstriert werden, dann könnte dieser politische Streik wohl kaum als verfassungswidrig angesehen werden." Das Verbot von Generalstreiks und politischen Streiks in Deutschland ist auch völker- und europarechtlich umstritten. Einige Gewerkschaften wie die IG Bau, verdi oder die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) haben in der jüngeren Vergangenheit die Legalisierung poltischer Streiks gefordert, die Debatte darum ist inzwischen aber wieder abgeflaut. 

Trotz Verbots: Politische Streiks in Deutschland
Obwohl politische Streiks nach dem Urteil von 1952 überwiegend als illegitim betrachtet werden, gab es zahlreiche politische Streiks in der Bundesrepublik. 1968 streikten viele Betriebe gegen die Notstandsgesetze, obwohl die Führung des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) dies unterbinden wollte. Gegen das Misstrauensvotum gegen Willy Brandt streikten 1972 etwa 100.000 Beamte, Angestellte und Arbeiter/-innen. Auch gegen den 1996 von der Regierung Kohl verfolgten Plan, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu kürzen, gab es zahlreiche Streikaktionen, die schließlich das Gesetz zu Fall brachten. So besetzten unter anderem 7000 Bauarbeiter die Baustelle am Potsdamer Platz. Die IG Metall rief im Jahr 2007 wiederum zu ,Protesten während der Arbeitszeit’ gegen die Rente mit 67 auf, daran beteiligten sich 300.000 Beschäftigte.
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Trotz Verbots: Politische Streiks in Deutschland

► 1968 streikten viele Betriebe gegen die Notstandsgesetze
► Gegen das Misstrauensvotum gegen Willy Brandt streikten 1972 etwa 100.000 Beamte, Angestellte und 

Arbeiter/-innen.
► Auch gegen den 1996 von der Regierung Kohl verfolgten Plan, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu kürzen, 

gab es zahlreiche Streikaktionen, die schließlich das Gesetz zu Fall brachten.
► Die IG Metall rief im Jahr 2007 wiederum zu ,Protesten während der Arbeitszeit’ gegen die Rente mit 67 auf, 

daran beteiligten sich 300.000 Beschäftigte.

EXKURS – STREIKRECHT 
DEUTSCHLAND

Vorführender
Präsentationsnotizen
Generalstreik für das allgemeine Wahlrecht
Als die klassische Erscheinungsform des politischen Streiks gilt der Generalstreik in Belgien im Jahr 1883 bei dem 250.000 Arbeiter die Einführung des allgemeinen Wahlrechts forderten. Es folgten in den kommenden Jahren in Europa zahlreiche Streiks für das Wahlrecht (Schweden 1902, Belgien 1902) oder gegen staatliche Repression (Niederlande 1903, Italien 1904). Diese Streikwelle löste in der deutschen Arbeiterbewegung eine lebhafte Diskussion darüber aus, wann Generalstreiks oder politische Streiks eingesetzt werden sollten. ��In Deutschland fanden die großen politischen Streiks erst während und nach dem Ersten Weltkrieg statt. Die zahlreichen Streiks in der Metallindustrie im Januar 1918 waren gegen den Krieg gerichtet und bildeten einen wichtigen Auftakt für die Novemberrevolution, an deren Ende die Weimarer Republik ausgerufen wurde. Als diese bereits zwei Jahre später durch den faschistischen Kappputsch gestürzt werden sollte, bediente sich die damalige Reichsregierung sogar des Mittels des politischen Streiks: Reichskanzler Friedrich Ebert rief im März 1920 den Generalstreik aus. Der neuntägige, größte Generalstreik in der Geschichte Deutschlands richtete sich erfolgreich gegen den militärischen Umsturzversuch und mündete im Ruhrgebiet in einem einmonatigen bewaffneten Aufstand von 100.000 Arbeitern. Ende März 1920 streikten 300.000 Bergarbeiter an der Ruhr, um den Aufstand zu unterstützen. 

Erst seit den Streiks der Zeitungsbetriebe 1952, bei denen Beschäftigte für mehr Rechte im Betriebsverfassungsgesetz kämpften, gilt in Deutschland der politische Streik als verboten. Wie weitgehend dieses Verbot ist, bleibt allerdings umstritten: Im Grundgesetz ist das Streikrecht keineswegs eingeschränkt. Dass der Urteilsspruch von 1952 durch das Freiburger Landesarbeitsgericht als generelles Verbot politischer Streiks interpretiert wird, ist zunächst ein Kompromiss der Gewerkschaften mit der politischen Ordnung. Das Gericht entschied damals lediglich, dass die Zeitungsstreiks rechtswidrig seien, unterstrich aber ausdrücklich, dass sie nicht verfassungswidrig sind: "Sollte durch vorübergehende Arbeitsniederlegung für die Freilassung von Kriegsgefangenen oder gegen hohe Besatzungskosten oder gegen hohe Preise demonstriert werden, dann könnte dieser politische Streik wohl kaum als verfassungswidrig angesehen werden." Das Verbot von Generalstreiks und politischen Streiks in Deutschland ist auch völker- und europarechtlich umstritten. Einige Gewerkschaften wie die IG Bau, verdi oder die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) haben in der jüngeren Vergangenheit die Legalisierung poltischer Streiks gefordert, die Debatte darum ist inzwischen aber wieder abgeflaut. 

Trotz Verbots: Politische Streiks in Deutschland
Obwohl politische Streiks nach dem Urteil von 1952 überwiegend als illegitim betrachtet werden, gab es zahlreiche politische Streiks in der Bundesrepublik. 1968 streikten viele Betriebe gegen die Notstandsgesetze, obwohl die Führung des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) dies unterbinden wollte. Gegen das Misstrauensvotum gegen Willy Brandt streikten 1972 etwa 100.000 Beamte, Angestellte und Arbeiter/-innen. Auch gegen den 1996 von der Regierung Kohl verfolgten Plan, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu kürzen, gab es zahlreiche Streikaktionen, die schließlich das Gesetz zu Fall brachten. So besetzten unter anderem 7000 Bauarbeiter die Baustelle am Potsdamer Platz. Die IG Metall rief im Jahr 2007 wiederum zu ,Protesten während der Arbeitszeit’ gegen die Rente mit 67 auf, daran beteiligten sich 300.000 Beschäftigte.
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Beteiligung ohne Aufruf zum Streik
► Die Frauen*Streik-Bewegung hat in vielen Ländern Frauen- und Gleichstellungspolitische Themen durch die 

massive Beteiligung Nachdruck verliehen. 

Wenn wir Frauen streiken, steht die Welt still – auch ohne dass Gewerkschaften Frauen zum Streik aufrufen. 
Aber wir Gewerkschafter*innen sollten uns an der Bewegung beteiligen.

► Streik kann auch bedeuten: Wir entziehen uns der unentgeltlichen Care und Familienarbeit
► Wir beteiligen uns an Bündnissen und Demonstrationen – nutzen unsere Freizeit, Gleitzeit, Urlaub…
► Wir nutzen den Schwung und die Öffentlichkeit um unsere Frauenarbeit politische zu gestalten

FRAUEN*STREIK UND 
GEWERKSCHAFTEN
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Re-politisierung unserer Frauenarbeit
Wir sind viele, nicht nur als Gewerkschafter*innen: 

► Die Frauen*streik-Bewegung zeigt, dass sich viele Frauen uns unterschiedlichsten Bereichen, quer durch alle 
Altersgruppen, beteiligen. Lernen wir voneinander und kämpfen wir gemeinsam.

► Gemeinsame Erlebnisse können dazu beitragen, dass sich die Frauen auch in Betrieb/Verwaltung stärker zu 
Wort melden – Kraft für Auseinandersetzungen sammeln

► Gesellschaftlichen Angriffe auf Rechte von Frauen* durch das Erstarkten der Rechten müssen von uns allen 
gemeinsam bekämpft werden. 

► Verlieren wir die Angst vor dem Kämpfen 

FRAUEN*STREIK UND 
GEWERKSCHAFTEN
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